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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II /I — 68070 — 5808/65 


Bonn, den 14. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier; Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs auf dem Gebiet der öffentlichen Bauaufträge 
CICI-Hauptgruppe 40). 

Der Vorschlag stellt die Änderung und Neufassung eines frü- 
heren Vorschlags der Kommission dar, der Ihnen mit Schreiben 
vom 26. März 1964 — - 6 - 68070 - 5351/64 — zugeleitet wor- 
den war. Der Deutsche Bundestag hat zu diesem Vorschlag in 
seiner 129. Sitzung vom 5. Juni 1964 (Schriftlicher Bericht des 
Wirtschaftsausschusses — Drucksache IV/2292) Stellung genom- 
men, der Bundesrat in seiner 272. Sitzung vom 10. Juli 1964 und 
in seiner 282. Sitzung vom 30. April 1965 (Empfehlungen der 
Ausschüsse — Drucksachen 157/1/64 und 381/1/64). 

Der neue Vorschlag bringt eine erhebliche Vereinfachung des in 
dem ursprünglichen Vorschlag vorgesehenen Verfahrens und 
trägt damit in erheblichem Umfang Bedenken Rechnung, die 
vom Deutschen Bundestag und vom Bundesrat in den angeführ- 
ten Entschließungen erhoben worden waren. 
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Die Neufassung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 30. Juni 1965 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem ursprünglichen Vorschlag 
ist bereits erfolgt. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rats 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs auf dem Gebiet der 

öffentlichen Bauaufträge 
(CITI-Hauptgruppe 40) 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absätze 2 und 3, Artikel 63 Absatz 2 und 
Artikel 227 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IVB, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt V, 
C. e. 1., 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Allgemeinen Programme sehen für die 
öffentlichen Bauaufträge besondere Bestimmungen 
vor, die durch die eigenen Erfordernisse dieses Sek- 
tors begründet sind und durch die eine schrittweise 
und ausgewogene Aufhebung der Beschränkungen 
gewährleistet werden soll, die mit den erforderlichen 
Koordinierungsmaßnahmen für die Verfahren Hand 
in Hand geht; diese Koordinierungsmaßnahmen 
werden in einer gesonderten Richtlinie festgelegt. 

(2) Die Einzelheiten der Verwirklichung der Nie- 
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungs- 


b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 Seite 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962 Seite 32/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 vom 
12. April 1965 Seite 883/65 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 13 vom 
29. Januar 1965 Seite 158/65 


Verkehrs sind für die gleichen Tätigkeiten (CITI- 
Hauptgruppe 40), sofern sie nicht in Ausführung 
eines öffentlichen Auftrags ausgeübt werden oder 
sofern der Öffentliche Auftrag von einer in dem be- 
treffenden Mitgliedstaat tatsächlich niedergelassenen 
natürlichen Person oder Gesellschaft ausgeführt 
wird, bereits in der Richtlinie Nr. 64/429 vom 7. Juli 
1964^) festgelegt worden. 

(3) Nach den Allgemeinen Programmen gilt diese 
Richtlinie für öffentliche Bauaufträge, die vom Staat, 
seinen Gebietskörperschaften und bestimmten ande- 
ren juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
vergeben werden. Als juristische Personen des 
öffentlichen Rechts im Sinne dieser Richtlinie sind 
vorwiegend diejenigen Personen zu verstehen, die 
die bedeutendsten Aufträge vergeben. Für die in 
dieser Richtlinie nicht erfaßten juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts wird zu einem späteren Zeit- 
punkt eine gesonderte Richtlinie erlassen, damit die 
von ihnen angewandten Beschränkungen bis zum 
Ende der Übergangszeit aufgehoben werden. 

(4) Die gegenwärtig im Schienen-, Straßen- und 
Binnenschiffsverkehr tätigen öffentlichen Transport- 
unternehmen der sechs Mitgliedstaaten haben eine 
uneinheitliche Rechtsnatur, da sie im Hinblick auf 
die Rechtsvorschriften und die Rechtsprechung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten teils dem Öffentlichen 
Recht, teils dem Privatrecht unterstellt werden. Nach 
den Allgemeinen Programmen sind die Beschrän- 
kungen bei der Vergabe der Aufträge im letzteren 
Falle im Rahmen der Richtlinie Nr. 64/429 aufzu- 
heben. In Übereinstimmung mit den Zielen der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik ist diesen verschiedenen 
Unternehmen in der Praxis die Gleichbehandlung zu 
gewähren. Soweit diese Unternehmen nicht unter 
den Anwendungsbereich der Richtlinie Nr. 64/429 
fallen, sind sie daher den Vorschriften dieser Richt- 
linie zu unterstellen und aus Abschnitt II auszu- 
klammern. 

(5) Die in der CITI-Hauptgruppe 40 erfaßten Bau- 
aufträge können von Inhabern einer Konzession des 
Staates, seiner Gebietskörperschaft oder sonstiger 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts ver- 
geben oder ausgeführt werden. Die vorliegende 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 

vom 23. Juli 1964 Seite 1880/64 
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Richtlinie muß sich daher auf diese Aufträge, die 
ein beträchtliches Auftragsvolumen darstellen, er- 
strecken, da andernfalls ihre Bedeutung stark ein- 
geschränkt würde. 

(6) Der Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft enthält in Artikel 97 eine beson- 
dere Bestimmung für den Bau von Atomanlagen 
wissenschaftlicher oder gewerblicher Art. Nach Arti- 
kel 232 des Vertrags zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sind diese Fälle daher vom 
Anwendungsbereich der Richtlinie auszuschließen. 

(7) Seit der Annahme der Allgemeinen Programme 
ist ein EWG-Verzeichnis der Tätigkeiten des produ- 
zierenden Gewerbes unter der Bezeichnung „Syste- 
matik der Zweige des produzierenden Gewerbes in 
den Europäischen Gemeinschaften" (NICE) aufge- 
stellt worden. Dieses Verzeichnis, das jeweils auf 
die einzelstaatlichen Verzeichnisse Bezug nimmt, ist 
daher für die Zwecke der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft besser geeignet als die „Classification 
internationale type, par Industrie, de toutes les 
branches d'activite economique" (CITI) — Inter- 
nationale Systematik der Wirtschaftszweige. Infolge- 
dessen sollte dieses Verzeichnis benutzt werden, so- 
fern dadurch der in den Allgemeinen Programmen 
unter Bezugnahme auf die CITI-Systematik festge- 
legte Zeitplan nicht geändert wird. Die Benutzung 
der NICE-Systematik für die Zwecke dieser Richt- 
linie kann diese Wirkung nicht haben. 

(8) Die Beschreibung der technischen Merkmale ist 
bei öffentlichen Bauaufträgen üblich. Der Rat hat in 
seiner Erklärung zu den Allgemeinen Programmen 
betont, daß die Beschreibung der technischen Merk- 
male keinerlei diskriminierende Klausel enthalten 
darf. Dies ist daher in den Richtlinien näher zu 
regeln. 

(9) Die Einreise- und Aufenthaltsbedingungen für 
die Begünstigten der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs sind Gegenstand be- 
sonderer Richtlinien, die für alle selbständigen Tätig- 
keiten erlassen werden bzw. bereits erlassen wor- 
den sind. Die Behandlung der im Lohn- oder Ge- 
haltsverhältnis beschäftigten Arbeitnehmer, die den 
Leistungserbringer begleiten oder für seine Rech- 
nung tätig sind, wird durch die gemäß den Arti- 
keln 48 und 49 des Vertrags erlassenen Bestimmun- 
gen geregelt. 

(10) Nach den Bestimmungen des Allgemeinen Pro- 
gramms zur Aufhebung der Beschränkungen der 
Niederlassungsfreiheit sind die Beschränkungen des 
Rechts auf Beitritt zu Berufsorganisationen so weit 
zu beseitigen, wie die Ausübung dieses Rechts zur 
Berufstätigkeit des Betreffenden gehört. 

(11) Die Aufhebung der Beschränkungen auf dem 
Gebiet der öffentlichen Bauaufträge muß nach Maß- 
gabe der Allgemeinen Programme schrittweise bis 
zum Ende der Übergangszeit erfolgen. Zu diesem 
Zweck muß jeder Mitgliedstaat die Möglichkeit 


haben, die Begünstigten der Richtlinie von der Ver- 
gabe öffentlicher Bauaufträge bis zum Ende des 
laufenden Jahres auszuschließen, sobald das Ge- 
samtvolumen der an sie vergebenen Aufträge eine 
gewisse Quote erreicht. 

(12) Die Richtlinie wird erst zu einem verhältnis- 
mäßig späten Zeitpunkt der Übergangszeit in Kraft 
treten. Unter diesen Umständen dürfte eine Quote 
von jeweils 15 v. H. für die ersten beiden Jahre der 
Anwendung der Richtlinie angemessen sein. Außer- 
dem dürfte es sich empfehlen, für die Festsetzung 
des Steigerungsbetrags dieser Quoten für die daran 
anschließende Zeitspanne bis zum Ende der Über- 
gangszeit ein einfaches und rasches Verfahren fest- 
zulegen und die Zuständigkeit hierfür der Kommis- 
sion zu übertragen. 

(13) Die laufende Ergänzung der für das Funktio- 
nieren des Quotensystems erforderlichen statisti- 
schen Unterlagen sollte im Rahmen des Möglichen 
vereinfacht werden. Wie es die Richtlinie über die 
Koordinierung der Verfahren durch Einführung de- 
gressiver Schwellen für die Bekanntmachung vor- 
sieht, wird sich der Wettbewerb innerhalb der Ge- 
meinschaft zunächst nur bei Aufträgen größeren 
Umfangs auswirken. Bei den Berechnungen zur 
Quotenaufstellung und Quotenausnutzung sollten 
daher Aufträge unter 100 000 RE nicht berücksichtigt 
werden. 

(14) Nach der Erklärung des Rats zum Allgemei- 
nen Programm zur Aufhebung der Beschränkungen 
der Niederlassungsfreiheit „ist eine Tochtergesell- 
schaft, wenn sie offensichtlich nicht in der Lage ist, 
Arbeiten ohne maßgebliche Einschaltung der Mut- 
tergesellschaft auszuführen (hinsichtlich des Quoten- 
systems in den beiden Allgemeinen Programmen) 
den Agenturen und Zweigniederlassungen gleich- 
zustellen". 

(15) Zur Unterstützung der Kommission bei der 
Prüfung der Probleme, die sich bei der Durchfüh- 
rung der vorliegenden Richtlinie ergeben können, 
sowie im Hinblick auf die Vorbereitung der künf- 
tigen Gemeinschaftsregelungen auf dem Gebiet der 
öffentlichen Bauaufträge ist es zweckmäßig, im Rah- 
men der in Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe b vor- 
gesehenen engen Zusammenarbeit zwischen den 
Verwaltungen einen Beratenden Ausschuß einzu- 
setzen. 

(16) Besondere Bedeutung für den freien Dienst- 
leistungsverkehr auf dem Gebiete der öffentlichen 
Bauaufträge hat die Empfehlung der Kommission an 
die Mitgliedstaaten vom 8. November 1962 ®), nach 
der Werkzeuge, Instrumente und Geräte, die von 
einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitgliedstaat 
zur Verwendung bei der Ausführung von Arbeiten 
aller Art vorübergehend eingeführt werden, zur 
Zollgutverwendung abgefertigt werden, wenn ihre 
Aufenthaltsdauer im einführenden Mitgliedstaat 
sechs Monate nicht überschreitet. Diese Zollgutver- 
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Wendung erfolgt unter vollständiger Zollaussetzung; 
lediglich in Ausnahmefällen kann die Zahlung eines 
Teilbetrags der bei der endgültigen Einfuhr fälligen 
Zölle gefordert werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


ABSCHNITT I 

Aufhebung der Beschränkungen 
Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I der Allgemeinen Programme aufgeführ- 
ten und als Dienstleistungserbringer oder über 
Agenturen oder Zweigniederlassungen tätig werden- 
den natürlichen Personen und Gesellschaften — im 
folgenden Begünstigte genannt — die in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen bei der Auftragsvergabe für Bauleistungen auf, 
die für Rechnung des Staates, seiner Gebietskörper- 
schaften und der im Anhang genannten juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts oder für Rechnung 
deren Konzessionsnehmer auszuführen sind. 

Diese Bestimmungen gelten auch für Bauaufträge 
der im Anhang nicht genannten juristischen Perso- 
nen des öffentlichen Rechts, die öffentliche Trans- 
portunternehmen im Schienen-, Straßen- und Bin- 
nenschiffsverkehr sind. 

2. Zu den Begünstigten gehören: 

a) Unternehmer, die als Bieter, direkte Vertrags- 
partner, Konzessionsnehmer oder, soweit dem 
die Rechtsvorschriften des betreffenden Mitglied- 
staates nicht entgegenstehen, im Wege des Un- 
tervertrages mit dem Hauptunternehmer für be- 
stimmte Bauleistungen tätig werden; 

b) Gesellschaften und Personenvereinigungen ohne 
Rechtspersönlichkeiten, deren Mitglieder nach 
den Rechtsvorschriften des betreffenden Mit- 
gliedstaates gemeinschaftliche Verträge abschlie- 
ßen können. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
in der CITI-Hauptgruppe 40 in der Anlage I des 
Allgemeinen Programms zur Aufhebung der Be- 
schränkungen der Niederlassungsfreiheit aufgeführ- 
ten selbständigen Tätigkeiten. Diese Tätigkeiten 
entsprechen denjenigen, die in der Klasse 40 der 
„Systematik der Zweige des produzierenden Gewer- 
bes in den Europäischen Gemeinschaften" (NICE 
wie folgt auf geführt sind: 

Klasse 40 Baugewerbe 

400 Allgemeines Baugewerbe (ohne ausge- 
prägten Schwerpunkt) und Abbruch- 
gewerbe 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
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401 Rohbaugewerbe 

402 Tiefbau 

403 Bauinstallation 

404 Ausbaugewerbe 

Diese Tätigkeiten umfassen die Ausführung aller 
Arbeiten im Zusammenhang mit der Errichtung, der 
Instandsetzung, der Unterhaltung und dem Abbruch 
von Bauten für Rechnung der in Artikel 1 bezeich- 
neten Bauherren. 

Als Bauleistungen oder Teile einer Bauleistung 
gelten außerdem: 

a) die Ausbauarbeiten wie Malerarbeiten, Glaser- 
arbeiten, Isolierung, Elektroinstallation, Installa- 
tion von Heizungs-, Belüftungs- und Klimaanla- 
gen in den Räumen; 

b) die Installation von Fahrstühlen für Personen- 
und Lastenbeförderung mit einer Tragkraft bis 
zu 500 Kilogramm. 

2. Als Bauleistungen oder Teile einer Bauleistung 
im Sinne dieser Richtlinie gelten nicht: 

a) die im Zusammenhang mit der Installation ma- 
schineller, elektrischer und cncrgiewirtschaft- 
licher Industrieanlagen durchgeführten Arbeiten; 
eine Ausnahme bilden jene Teile dieser Anlagen, 
die als Hoch- oder Tiefbaukonstruktion anzu- 
sehen sind; 

b) der Bau von Atomanlagen wissenschaftlicher 
oder gewerblicher Art; 

c) Ausschachtarbeiten, Abraumbeseitigung, Schacht- 
abteufung und Baggerarbeiten im Hinblick auf 
die Gewinnung von Mineralien (Bergbau). 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten heben alle Beschränkungen 
des Zugangs zu den Öffentlichen Bauaufträgen sowie 
der Vergabe, Ausführung oder Mitwirkung bei der 
Ausführung dieser Aufträge auf, gleich ob die dis- 
kriminierende Behandlung 

a) formell in einer Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schrift niedergelegt ist, 

b) aus einer Verwaltungspraxis entsteht, 

c) oder sich aus Vorschriften oder Praktiken ergibt, 
die zwar unabhängig von der Staatsangehörig- 
keit gelten, jedoch ausschließlich oder vorwie- 
gend die gewerbliche Tätigkeit von Ausländern 
behindern. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen ge- 
hören auch die namentlich in den allgemeinen Ver- 
dingungsunterlagen enthaltenen diskriminierenden 
Beschreibungen technischer Merkmale. 

Als Beschreibung technischer Merkmale im Sinne 
dieser Richtlinie gelten alle Vorschriften, mit deren 
Hilfe eine Arbeit objektiv Umrissen wird, damit sie 
der vom öffentlichen Auftraggeber vorgesehenen 
Zweckbestimmung entspricht. Zu dieser Beschrei- 
bung technischer Merkmale gehören die mechani- 
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sehen, physikalischen und chemischen Eigenschaften, 
die Klassifizierungen und Normen, die Bedingungen 
für Prüfung, Überwachung und Abnahme des Baus 
oder der Bauteile; ferner fallen hierunter die Tech- 
niken und Konstruktionsmethoden sowie sämtliche 
sonstigen Anforderungen technischer Art, die der 
Bauherr durch allgemeine Anordnung an die Bau- 
teile und den fertigen Bau stellt. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten 

a) bei der Ausführung der Arbeiten auf ihrem 
Hoheitsgebiet unter den gleichen Bedingungen 
wie Inländer die zu diesem Zweck vorgesehenen 
verschiedenen Arten von Krediten, Beihilfen und 
Zuschüssen erhalten; 

b) ohne Einschränkung Zugang zu den Versor- 
gungsquellen erhalten, die erforderlich sind, da- 
mit sie ihren Bauauftrag unter den gleichen 
Bedingungen wie Inländer ausführen können. 

2. Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung der in Artikel 2 Ab- 
satz 1 genannten Tätigkeiten in einen anderen Mit- 
gliedstaat begeben, keine Beihilfen, durch welche 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden 
könnten. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Be- 
günstigten den Berufsorganisationen unter densel- 
ben Bedingungen und mit den gleichen Rechten und 
Pflichten beitreten dürfen wie Inländer. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt im Falle der Niederlas- 
sung das Recht, durch Wahl oder Ernennung in lei- 
tende Positionen in der Berufsorganisation zu ge- 
langen. Diese leitenden Positionen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betreffende 
Organisation auf Grund einer Rechtsvorschrift an 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt teiinimmt. 

3. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Zu- 
gehörigkeit zur Handelskammer oder Handwerks- 
kammer dem Begünstigten nicht das Recht auf Teil- 
nahme an der Wahl der Verwaltungsorgane. 

Artikel 6 

1. Verlangt ein Mitgliedstaat von seinen eigenen 
Angehörigen für die Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 Absatz 1 genannten Tätigkei- 
ten einen Zuverlässigkeitsnachweis und den Nach- 
weis, daß sie vorher nicht in Konkurs gegangen 
sind, oder nur einen dieser beiden Nachweise, so 
erkennt dieser Mitgliedstaat bei dem Begünstigten 
als ausreichenden Nachweis die Vorlage eines Straf- 
registerauszuges oder in Ermangelung dessen einer 
von einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde des Heimat- oder Herkunftslandes ausge- 
stellten gleichwertigen Urkunde an, aus denen sich 
ergibt, daß diese Bedingungen erfüllt sind. 


2. Wird im Heimat- oder Herkunftsland eine Be- 
scheinigung darüber, daß kein Konkurs erfolgt ist, 
nicht ausgestellt, so kann sie durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungs- 
behörde, einem Notar oder einer hierzu befugten, 
für seinen Beruf zuständigen Stelle des Heimat- oder 
Herkunftslandes abgegeben hat. 

3. Die gemäß Absatz 1 und 2 ausgestellten Beschei- 
nigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 
drei Monate sein. 

4. Zuständig für die Erteilung der vorgenannten 
Bescheinigungen sind diejenigen Behörden und Stel- 
len, die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 7 
Absatz 4 der Richtlinie Nr. 64/429 vom 7. Juli 
1964 bezeichnet worden sind. 

5. Ist in dem Mitgliedstaat, in dem die Arbeit aus- 
geführt wird, für die Beteiligung an der Vergabe der 
in dieser Richtlinie bezeichneten Aufträge ein Nach- 
weis über die finanzielle Leistungsfähigkeit zu 
erbringen, so erkennt dieser Mitgliedstaat entspre- 
chende Bescheinigungen von Banken des Heimat- 
oder Herkunftslandes als gleichwertig mit den in 
seinem eigenen Hoheitsgebiet ausgestellten Beschei- 
nigungen an. 


ABSCHNITT II 
Quoten 

Artikel 7 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts gelten für 
alle öffentlichen Bauaufträge im Sinne der Artikel 1 
und 2, ausgenommen 

a) Bauaufträge bis zu 100 000 RE; 

b) Bauaufträge, die von den unter diese Richtlinien 
fallenden öffentlichen Transportunternehmen des 
Schienen-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs 
vergeben werden. 

Artikel 8 

Für die Anwendung dieses Abschnitts bedeutet: 

a) Volumen eines Bauauftrags: den ursprünglich 
vereinbarten Preis, zu dem sich der Unternehmer 
verpflichtet hat, die im Vertrag beschriebene 
Bauleistung auszuführen, gleichgültig ob es sich 
um einen Pauschalpreis handelt oder ob der 
Preis an Hand der in einer Preisstaffel oder 
Preisliste enthaltenen Grundpreise festgelegt 
worden ist. Änderungen, denen dieser Betrag 
— insbesondere auf Grund von vertraglichen Re- 
visionsklauseln oder Schwankungen in den Löh- 
nen, Soziallasten, Steuerlasten und Material- 
kosten — unterliegen kann, bleiben dabei unbe- 
rücksichtigt. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964 Seite 1880/64 
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Im Volumen des Bauauftrags enthalten ist der 
Preis sämtlicher für die Errichtung und den Aus- 
bau der Bauwerke erforderlichen Baustoffe und 
Lieferungen, wobei es gleichgültig ist, auf welche 
Art diese Baustoffe und Lieferungen beschafft 
werden; 

b) Rechnungseinheit: die in Artikel 4 der Satzung 
der Europäischen Investitionsbank festgelegte 
Rechnungseinheit. 


Artikel 9 

1. Jeder Mitgliedstaat kann bis zum Ende des lau- 
fenden Jahres die Vergabe von Bauaufträgen im 
Sinne von Artikel 7 aussetzen, wenn das Gesamt- 
volumen der seit dem 1. Januar an Begünstigte der 
Richtlinie vergebenen Aufträge die nach Artikel 11 
festgelegte Quote überschritten hat. 

2. Macht ein Mitgliedstaat von dieser Möglichkeit 
Gebrauch, so hat er die Kommission hiervon binnen 
drei Tagen nach seinem Beschluß in Kenntnis zu 
setzen. Innerhalb der gleichen Frist hat er alle 
zweckdienlichen statistischen Unterlagen global und 
nach Mitgliedstaaten aufgeschlüsselt in Landeswäh- 
rung und in Rechnungseinheiten umgerechnet zu 
übermitteln. 

Die Kommission gibt den Aussetzungsbeschluß 
durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Europä- 
ischen Gemeinschaften binnen acht Tagen nach Er- 
halt der Notifizierung des Mitgliedstaates bekannt. 

3. Auf Grund des Aussetzungsbeschlusses können 
die Begünstigten jedoch nicht von der Beteiligung 
an der Vergabe und von der Zuschlagserteilung für 
solche Bauaufträge ausgeschlossen werden, bei 
denen vor der Veröffentlichung dieses Beschlusses 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften zur 
Abgabe von Angeboten aufgefordert worden ist. 


Artikel 10 

Für die Ermittlung des Volumens der an die Be- 
günstigten vergebenen Aufträge gelten: 

1. Aufträge, die Agenturen oder Zweigniederlas- 
sungen eines in einem anderen Mitgliedstaat nie- 
dergelassenen Begünstigten erteilt werden, als an 
diesen vergeben; das gleiche gilt für Aufträge, die 
an Tochtergesellschaften vergeben werden, welche 
den größten Teil dieser Aufträge zwecks Ausführung 
an die in einem anderen Mitgliedstaat nieder- 
gelassene Muttergesellschaft weitergeben; 

2. Aufträge, bei denen in Übereinstimmung mit 
den Vorschriften des betreffenden Mitgliedstaates 
der Hauptunternehmer die Ausführung eines Teils 
der den Gegenstand des Auftrags bildenden Leistun- 
gen einem oder mehreren zugelassenen Nachunter- 
nehmen überträgt, bis zur Höhe der von diesem oder 
diesen Nachunternehmern auszuführenden Arbeiten 
als mit diesem oder diesen Nachunternehmern, in 
Höhe des restlichen Betrages dagegen als mit dem 
Hauptunternehmer abgeschlossen; 


3. Aufträge, die einer Unternehmergemeinschaft 
erteilt werden, deren Mitglieder nicht auf dem 
Hoheitsgebiet desselben Mitgliedstaates ansässig 
sind, bis zur Höhe des Betrages der Forderungen der 
einzelnen Unternehmer - — sofern diese Forderungen 
gesondert ausgewiesen sind — als an die einzelnen 
Unternehmer vergeben; bei Aufträgen, bei denen 
der Gesamtbetrag der Bauleistungen nicht auf die 
einzelnen Unternehmer aufgeteilt ist, können die 
Mitgliedstaaten von der Unternehmergemeinschaft 
nach Abschluß des Vertrags verlangen, daß die Auf- 
teilung des Gesamtbetrags der Bauleistungen auf 
die einzelnen Unternehmer ihnen bekanntgegeben 
wird. Ist diese Aufteilung im Vertrag nicht an- 
gegeben oder wird sie nach dessen Abschluß nicht 
bekanntgegeben, so gilt der Vertrag als mit dem 
Mitglied der Unternehmergemeinschaft abgeschlos- 
sen, an das die Zahlung zu leisten ist. 

4. Wird der Auftrag einem Begünstigten erteilt, 
der als Konzessionsnehmer die Bauleistungen selbst 
ausführt, so ist für die Ermittlung des Auftrags- 
volumens die Schätzung der Bauleistungen im Zeit- 
punkt der Erstellung der Baupläne maßgeblich. 

Artikel 11 

1: Die Quotenregelung gilt für die Zeit zwischen 
dem 1. Januar 1966 und dem 31. Dezember 1969. 

2. Die Quote für das Jahr 1966 beträgt 15 v. H. des 
durchschnittlichen Jahresvolumens sämtlicher in der 
Zeit zwischen dem 1. Januar 1964 und dem 31. De- 
zember 1965 erteilten öffentlichen Bauaufträge im 
Sinne des Artikels 7. 

Für das Jahr 1967 gilt die gleiche Quote, die für 
das Jahr 1966 festgesetzt wird. 

3. Für die beiden Jahre 1968 und 1969 wird die 
Quote auf einen im Vergleich zu den beiden vor- 
hergehenden Jahren erhöhten Satz von der Kommis- 
sion nach Anhörung der Mitgliedstaaten festgesetzt. 

Artikel 12 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und 
den übrigen Mitgliedstaaten bis zum 31. März zu 
statistischen Zwecken das Gesamtvolumen der im 
Laufe des vorhergehenden Kalenderjahres erteilten 
öffentlichen Bauaufträge im Sinne des Artikels 7 mit. 
Dieser Betrag ist in Landeswährung anzugeben und 
in Rechnungseinheiten umzurechnen. 

Zum 31. März 1966 ist jedoch das jährliche Durch- 
schnittsvolumen sämtlicher in den Jahren 1964 und 
1965 erteilten Aufträge anzugeben. 


ABSCHNITT III 

Aufgabe der Kommission — 
Beratender Ausschuß für öffentliche Bauaufträge 

Artikel 13 

Bei der Prüfung der Streitfragen und Probleme, 
die durch Anwendung der Maßnahmen aufgeworfen 
werden, welche die Mitgliedstaaten auf Grund die- 
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ser Richtlinie sowie auf Grund der Richtlinie betref- 
fend die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge ergreifen, wird die Kom- 
mission durch einen Beratenden Anschuß unterstützt. 

Dieser Ausschuß hat insbesondere die Aufgabe, 

a) für die Kommission Stellungnahmen zu den Ein- 
zelfällen abzugeben, die ihm von der Kommission 
oder einem der Mitglieder des Ausschusses im 
Zusammenhang mit der Durchführung der Richt- 
linien sowie der Anwendung der Vorschriften 
über die Vergabe von öffentlichen Bauaufträgen 
der öffentlichen Verwaltungen und juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts eines Mitglied- 
staates an die Staatsangehörigen und Gesell- 
schaften der anderen Mitgliedstaaten unterbreitet 
werden; 

b) im Zusammenhang mit der Anwendung dieser 
Richtlinie die Zweckmäßigkeit ergänzender Vor- 
schriften oder etwaiger Abänderungen zu unter- 
suchen. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dem Be- 
ratenden Ausschuß auf Aufforderung seines Vor- 
sitzenden alle für die Durchführung seiner Aufgabe 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 


Artikel 15 

Die Mitglieder des Ausschusses werden von den 
Mitgliedstaaten benannt; jeder Mitgliedstaat ent- 
sendet ein ordentliches Mitglied und ein stellver- 
tretendes Mitglied. Das stellvertretende Mitglied 
kann jederzeit an den Sitzungen teilnehmen. 

Die Mitglieder des Ausschusses können andere 
Beamte als Sachverständige hinzuziehen. 

Sofern der Ausschuß dies bei der Prüfung von 
Sonderfällen für nötig hält, kann er außerdem wei- 
tere Personen hinzuziehen. 

Die Kommission trägt die Reise- und Aufenthalts- 
kosten der ordentlichen und der stellvertretenden 
Mitglieder. 

Die Mitgliedstaaten tragen die Reise- und Aufent- 
haltskosten der Sachverständigen und der zu Rate 
gezogenen Personen. 


Artikel 16 

Der Vorsitz in dem Beratenden Ausschuß wird von 
einem Beamten der Kommission wahrgenommen. 


Der Vorsitzende beteiligt sich nicht an der Ab- 
stimmung. Er kann sich von den fachlichen Beratern 
unterstützen lassen. 

Die Sekretariatsgeschäfte werden von den Dienst- 
stellen der Kommission wahrgenommen. 

Artikel 17 

Unbeschadet des Artikels 214 des Vertrags sind 
die Mitglieder des Ausschusses und die fachlichen 
Berater zur Geheimhaltung verpflichtet. 

Artikel 18 

Der Ausschuß wird auf Wunsch des Vorsitzenden 
oder auf Antrag eines seiner Mitglieder vom Vor- 
sitzenden einberufen. 

Artikel 19 

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel 
der Mitglieder anwesend sind. Jedes Mitglied bzw. 
im Falle seiner Abwesenheit sein Stellvertreter ver- 
fügt über eine Stimme. 

Die Stellungnahmen des Ausschusses sind mit 
Gründen zu versehen; sie werden mit der absoluten 
Stimmenmehrheit angenommen. Auf Wunsch der 
Minderheit ist den Stellungnahmen eine Aufzeich- 
nung über die von der Minderheit vertretenen An- 
sichten beizufügen. 

Artikel 20 

Der Ausschuß gibt sich erforderlichenfalls eine 
Geschäftsordnung. 


ABSCHNITT IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 21 

Der Anhang ist Bestandteil der Richtlinie. 

Artikel 22 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Bekanntgebe nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 23 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang 


Liste des personnes morales de droit public visees a Tarticle 1, 
paragraphe 1, premier alinea 


/. Tous les Etats membres: 

les associations de droit public formees par les 
collectivites territoriales, telles qu'associations de 
communes, syndicats de communes, Gemeindever- 
bände . . . 

II. Allemagne: 

les „bundesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen Rechts"; 

III. Belgique: 

— le Fonds des Routes 1955 — 1969, 

— la Regie des Voies aeriennes, 

— les Commissions d'Assistance Publique, 

— les fabriques d'eglise, 

— rOffice regulateur de la Navigation interieure, 

— la Regie des Services frigorifiques de l’Etat beige; 

IV. France 

— les autres etablissements publics ä caractere ad- 
ministratif, ä l'echelon national, departemental 
ou local; 


V. Italic: 

— les Universites d'Etat, les Instituts universitaires 
de l'Etat, les Consortiums pour les travaux 
d'amenagement des Universites, 

— les Instituts superieurs scientifiques et culturels, 
les Observatoires astronomiques, astrophysiques, 
geophysiques ou vulcanologiques, 

— les „Enti di riforma fondaria", 

— les Institutions d'assistance et de bienfaisance de 
toutes especes; 

VI. Luxembourg: 

— les Caisses des assurances sociales; 

VII. Pays-Bas: 

— les „Waterschappen", 

— - les „Rijksuniversiteiten", les „Academische Zie- 
kenhuizen van de Rijksuniversiteiten" et la „De 
Gemeentelijke Universiteit van Amsterdam", les 
„Technische Hogescholen", 

— la „Nederlandse Centrale Organisatie voor 
toegepast natuurwetenschappelijk Onderzoek 
(T. N. O.)" et les organisations qui en dependent. 
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Begründung 


1. Allgemeine Bemerkungen 

1. In Durchführung der vom Rat am, 18. Dezember 
1961 beschlossenen Allgemeinen Programm.e zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs hat 
die Kommission dem Rat 

a) am 16. März 1964 einen Vorschlag einer Richt- 
linie betreffend die Beteiligung der Unternehmer 
an der Vergabe und Ausführung von Bauvor- 
haben für Rechnung des Staates, der Gebiets- 
körperschaften sowie sonstiger juristischer Per- 
sonen des öffentlichen Rechts und 

b) am 28. Juli 1964 einen Vorschlag einer Richtlinie 
betreffend die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge vorgelegt. 

2. Zu diesen beiden Vorschlägen haben der Wirt- 
schafts- und Sozialausschuß am 9. Dezember 1964 
und 24. Februar 1965 und das Europäische Parla- 
ment am 23. März 1965 ‘^) Stellung genommen. 

Die Stellungnahme des Parlaments und des Aus- 
schusses zur vorgeschlagenen Liberalisierungsricht- 
linie berühren die eigentliche Struktur dieser Vor- 
lage und können, von wenigen Ausnahmen abge- 
sehen, von der Kommission vor dem Rat vertreten 
werden. 

Die Kommission zieht es daher vor, von der ihr in 
Artikel 149 Absatz 2 des Vertrags gebotenen Mög- 
lichkeit Gebrauch zu machen und ihren ursprüng- 
lichen Vorschlag für die Liberalisierungsrichtlinie 
bereits jetzt zu ändern. Die Kommission hält es dabei 
für zweckmäßig, dem Rat einen vollständig über- 
arbeiteten und neuen Text vorzulegen. 

Hinsichtlich der vorgeschlagenen Koordinierungs- 
richtlinie behält sich die Kommission die Festlegung 
ihrer Haltung bis nach Abschluß der eingeleiteten 
Überprüfung vor. 

3. Bei der Änderung ihres ursprünglichen Vor- 
schlags der Liberalisicrungsrichtlinie ließ sich die 
Kommission in Übereinstimmung mit den Stellung- 
nahmen des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses von folgenden Grund- 
sätzen leiten; 

a) weitgehende Vereinfachung des Quotensystems, 
durch das es den Mitgliedstaaten ermöglicht wer- 
den soll, während der Übergangszeit die Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge an die Angehörigen der 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1965 Seite 32/62 
9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 13 
vom 29. Januar 1965 Seite 158/65 und Nr. 63 vom 
13. April 1965 Seite 939/65 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 62 
vom 12. April 1965 Seite 883/65 


anderen Mitgliedstaaten unter gewissen Bedin- 
gungen auszusetzen; 

b) Verbesserung der in dem ursprünglichen Vor- 
schlag als zu lakonisch befundenen Bestimmung 
über das Verbot diskriminierender technischer 
Normen; 

c) genauere Abgrenzung zwischen dem Anwen- 
dungsbereich dieses Richtlinienvorschlags und 
dem der Richtlinie Nr. 64/429'^), die vom Rat am 
7. Juli 1964, also nachVorlage des ursprünglichen 
Textes, erlassen wurde; 

d) Anpassung des ursprünglichen Vorschlags an die 
zahlreichen vom Rat in letzter Zeit erlassenen 
Richtlinien auf dem Gebiet des Niederlassungs- 
rechts und des freien Dienstleistungsverkehrs 
durch möglichst weitgehende Übernahme des all- 
gemeinen Aufbaus, der Terminologie und be- 
stimmter Standardformulierungen dieser Rechts- 
texte der Gemeinschaft. 

4. Die Kommission ist der Auffassung, daß ihr Vor- 
schlag in der geänderten Fassung gegenüber dem 
ursprünglichen Text noch den weiteren Vorteil bie- 
tet, sich streng an die Allgemeinen Programme zu 
halten. 

5. Da der dem Rat überreichte Text nicht als neuer 
Vorschlag, sondern als Änderung des ursprünglichen 
Vorschlags gemäß Ärtikel 149 Absatz 2 des Vertrags 
zu betrachten ist, hielt es die Kommission für zweck- 
mäßig, in der Begründung hierzu nur die Fragen 
aufzugreifen, auf die sie den Rat besonders aufmerk- 
sam machen zu müssen glaubte, so vor allem auf die 
Übereinstimmungen zwischen dem neuen und dem 
ursprünglichen Text. Da im Rahmen der Anhörung 
des Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses über mehrere Punkte eingehende Erörte- 
rungen stattgefunden hatten, hielt es die Kommission 
im übrigen für unerläßlich, dem Tenor der Richtlinie 
eine vergleichsweise große Zahl von Erwägungen 
voranzustellen, die allein schon das Verständnis der 
Neufassung erleichtern. 


II. Neue Fassung 

(Abschnitt I — Allgemeine Bestimmungen) 
Artikel 1 

Absatz 1 Unterabsatz 1 — 2., 3. und 5. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 1 Absatz 1 
Unterabsatz 1 und 1. Erwägung) 

Mit der neuen Fassung soll vor allem der An- 
wendungsbereich der Richtlinie klarer gegenüber 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 23. Juli 1964 Seite 1880/64 
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der mittlerweile vom Rat erlassenen Richtlinie 
Nr. 64/429 abgegrenzt werden. 

Die in den beiden Allgemeinen Programmen ent- 
haltenen Sonderbestimmungen, die für die öffent- ] 
liehen Bauaufträge der CITI-Hauptgruppe 40 eine 
Ausnahmeregelung vorsehen, gelten ausschließlich 
für Aufträge, die in Form einer Dienstleistung aus- 
geführt werden, und im weiteren Sinne für Aufträge, 
die an Angehörige und Gesellschaften der anderen 
Mitgliedstaaten über deren Agenturen und Zweig- 
niederlassungen in dem Mitgliedstaat, in dem der 
Auftrag auszuführen ist, vergeben werden. 

Die Richtlinie des Rats Nr. 64/429 betreffend die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr für die selbständigen Tätigkeiten 
der CITI-Hauptgruppen 23 bis 40 greift — durch den 
in Artikel 1 enthaltenen Verweis auf Abschnitt III 
der beiden Allgemeinen Programme — die Bestim- 
mung dieser beiden Programme betreffend die Be- 
fugnis, Angebote einzureichen und sich als direkter 
Vertragspartner oder auf dem Wege der Unterver- | 
träge an den vom Staat oder anderen juristischen | 
Personen des öffentlichen Rechts vergebenen Auf- 
trägen zu beteiligen, auf und gilt für solche Unter- 
nehmen, die als „tatsächlich niedergelassene Unter- 
nehmen" bezeichnet werden könnten, d. h. Unter- 
nehmen, deren Niederlassung nicht nur über eine 
Agentur oder Zweigniederlassung erfolgt ist. 

Wie schon im ursprünglichen Vorschlag (vgl. 1. Er- 
wägung) vorgesehen war, erstreckt sich die Rieht- | 
linie auch auf die für Rechnung von Konzessions- ; 
nehmern ausgeführten Bauaufträge. | 

Absatz 1 ünlerabsatz 2 — 4. Erwägung i 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 1 Absatz 1 
Unterabsatz 2) 

Da cs sich hier um eine sehr wichtige Bestimmung | 
handelt, wurde in der 4. Erwägung eine sehr aus- i 
führliche Begründung gegeben. Ergänzend ist jedoch 
zu bemerken, daß sich diese Bestimmung nur auf 
solche Bauaufträge erstreckt, die im Rahmen der 
wirtschaftlichen Tätigkeit dieser Unternehmen an- 
fallen und für diese Unternehmen die finanzielle 
Verantwortung tragen. | 

Absatz 2 — 5. Erwägung | 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 3 und 
1. Erwägung) 

Hier handelt es sich um den Fall, in dem der Auftrag 
nicht von einem Dritten „für Rechnung" des Kon- 
zessionsnehmers (obiger Fall), sondern vom Kon- 
zessionsnehmer, an den der Auftrag vergeben 
wurde, selbst ausgeführt wird. 

Artikel 2 — 6. und 7. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 2) 

Für den Verweis auf die CITI- und NICE-Systematik 
hält sich die Kommission an die Formulierung der 
vom Rat in jüngster Zeit erlassenen Richtlinien auf 
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dem Gebiet des Niederlassungsrechts und des freien 
Dienstleistungsverkehrs. 

Ansonsten greift dieser Artikel Bestimmungen des 
ursprünglichen Vorschlags auf, indem in Absatz 2 
folgende Baulcistungen zusätzlich ausgeklammert 
werden: 

1. der Bau von Atomanlagen wissenschaftlicher oder 
gewerblicher Art, der in Artikel 97 des Euratom- 
Vertrags geregelt ist; 

2. Ausschachtarbeiten, Abraumbeseitigung, Schacht- 
abteufung und Baggerarbeiten im Hinblick auf 
die Gewinnung von Mineralien entsprechend der 
CITI-Systematik (Gruppe 400 am Ende). 

Artikel 3 — 8. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 1 Absatz 2 
und Unterabsatz 2 und in der Koordinierungsricht- 
linie A.rtikel 6) 

Dieser Artikel, in dem die Art der aufzuhebenden 
Beschränkungen bestimmt wird, erwähnt im beson- 
deren die diskriminierenden technischen Normen. 
Diese waren vom Wirtschafts- und Sozialausschuß 
und in noch stärkerem Maße vom Europäischen 
Parlament aufgegriffen worden. Die entsprechende 
Stelle im ursprünglichen Vorschlag (letzter Satz von 
.Artikel 1) war als nicht austührlich genug beurteilt 
worden. Andererseits ist es richtig, daß Diskriminie- 
rungen dieser Art, die in normativen Bestimmungen 
einschließlich der allgemeinen Verdingungsunter- 
lagen niedergelegt sind oder von Verwaltungsprak- 
tiken gewohnheitsrechtlichen Charakters herrühren, 
eher unter die Aufhebung der Beschränkungen als 
unter die Koordinierung der Verfahren fallen. Durch 
die geänderte Fassung des Artikels 3 des Vorschlags 
werden zwangsläufig gewisse Änderungen in der 
Fassung der Artikel 6 und 7 der Koordinierungs- 
richtlinie erforderlich. 

Artikel 4 

Absatz 1 

Ohne den Aussagegehalt von Artikel 1 des ur- 
sprünglichen Vorschlags zu ändern, der in Absatz 2 
Unterabsatz 1 bestimmte, daß alle in Abschnitt III 
der Allgemeinen Programme genannten Beschrän- 
kungen aufzuheben sind, hielt es die Kommission für 
sinnvoll, zwei Punkte zu präzisieren. 

Die erste Präzisierung, die bereits in Artikel 5 Ab- 
satz 3 Buchstabe a) der Richtlinie des Rats Nr. 65/1 
vom 14. Dezember 1964^’) über den freien Dienst- 
leistungsverkehr in der Landwirtschaft erscheint, ist 
durch die besondere Bedeutung der Interventionen 
öffentlicher Stellen (beispielsweise der staatlichen 
Fonds) bei der Finanzierung der öffentlichen Bau- 
aufträge gerechtfertigt, da nicht ausgeschlossen ist, 
daß in der Praxis bei der Gewährung bestimmter 
Kreditvergünstigungen, Beihilfen oder Subventionen 
an die in der Richtlinie bezeichneten Bauherren 
neben anderen Gesichtspunkten auch die Staats- 
angehörigkeit des Unternehmers, dem die Ausfüh- 
rung des Bauauftrags übertragen wird, eine Rolle 
spielt. 

") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 1 
vom 8. Januar 1965 Seite 1/65 
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Die zweite Präzisierung ist durch die Bedeutung ge- 
rechtfertigt, welche die Rohstoffversorgung (öffent- 
liche Steinbrüche, Treibstoffe usw,) für die Begün- 
stigten der Richtlinie im Hinblick auf die Ausführung 
der Bauaufträge zu wirklich wettbewerbsfähigen Ge- 
stehungspreisen hat. 

Absatz 2 

Dieser Text deckt sich mit dem anderer Richtlinien 
des Rats nach Artikel 54 Absatz 3 des Vertrages, 

Artikel 5 — 10. Erwägung und Artikel 6 

Dieser Artikel übernimmt verschiedene, nunmehr 
schon klassische Bestimmungen der Richtlinien des 
Rates über das Niederlassungsrecht und den freien 
Dienstleistungsverkehr, die eine Erweiterung gegen- 
über dem ursprünglichen Text darstellen. 

Eine Überschneidung mit der Koordinierungsricht- 
linie in den Bestimmungen über die Eignungs- 
kriterien für die Unternehmen ist in diesen Bestim- 
mungen nicht zu sehen, vielmehr bilden sie eine 
Ergänzung hierzu. 

(Abschnitt II — Quoten) 

Artikel 7 — 13. Erwägung und Ende der 4. Erwägung 

Mit Rücksicht auf die Stellungnahmen des Europä- 
ischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses bringt dieser Text eine spürbare Ver- 
einfachung des ursprünglich vorgesehenen Systems. 

Artikel 8 

[vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 4 Absatz 1 
Buchstaben c) und d)] 

Dieser Text deckt sich mit der ursprünglichen Fas- 
sung; lediglich im zweiten Satz des ersten Absatzes 
(„Änderungen, denen dieser Betrag . . .") wird mit 
Rücksicht auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses eine sehr nützliche Klar- 
stellung gebracht, die jedoch keine Änderung des 
Sachgehalts des Vorschlags bedeutet. 

Artikel 9 — 11. Erwägung und erster Satz der 
13. Erwägung 

Absatz 1 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 5) 

Absatz 2 Unterabsatz 1 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 9 Absatz 1 
und Artikel 8 Absatz 1) 

Absatz 2 Unterabsatz 2 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 9 Absatz 1) 
Absatz 3 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 9 Absatz 3) 

Diese Neufassung, die eine radikale Vereinfachung 
der ursprünglichen Bestimmungen bedeutet, trägt 


den Stellungnahmen des Europäischen Parlaments 
und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu die- 
sem Punkt weitgehend Rechnung. 

Artikel 10 

Absatz 1 — 2. und 14. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 8 Absatz 2 
Unterabsatz 1) 

Absätze 2 und 3 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 8 Absatz 2) 
Absatz 4 — 5. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 4 Absatz 2 
Unterabsatz 2) 

Diese Bestimmungen regeln den Fall des Kon- 
zessionsnehmers im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 
Buchstabe a) der neuen Fassung. 

Der Artikel übernimmt — ohne wesentliche sachliche 
Änderungen — den gesamten ursprünglichen Vor- 
schlag, der in mühseligen Beratungen mit den Regie- 
rungssachverständigen ausgearbeitet worden war. 

Artikel 11 — 12. Erwägung 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 6) 

Der ursprüngliche Text wurde in seinen Grundzügen 
nicht geändert, jedoch an die vereinfachten Bestim- 
mungen der vorhergehenden Artikel angepaßt. 

Artikel 12 — erster Satz der 13. Erwägung 
(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 7) 

Der ursprüngliche Text wurde in seinen Grundzügen 
nicht geändert, jedoch an die vereinfachten Bestim- 
mungen der vorhergehenden Artikel angepaßt. 


(Abschnitt III — Beratender Ausschuß) 

Artikel 13 bis 20 — 15. Erwägung 

Diese Artikel wurden gegenüber der früheren Fas- 
sung (Artikel 10 bis 17) nicht geändert. Das gleiche 
gilt für die Erwägung. 


(Abschnitt IV — Schlußbestimmungen) 
Artikel 21 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 20) 

Artikel 22 

(vgl, im ursprünglichen Vorschlag Artikel 18) 

Dieser Text entspricht der bereits in zahlreichen 
Richtlinien des Rates verankerten Formulierung. 
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Artikel 23 

(vgl. im ursprünglichen Vorschlag Artikel 21) 

NB Artikel 19 des ursprünglichen Vorschlags (vor- 
herige Bekanntgabe aller späteren Entwürfe von 
Rechtsvorschriften an die Kommission) wird 
wegen Überschneidung mit Artikel 40 des Vor- 
schlags für die Koordinierungsrichtlinie ge- 
strichen. 


Anlage und 3. Erwägung 

Der Inhalt der Anlage blieb unverändert, lediglich 
der einleitende Absatz wurde gestrichen, da er über- 
flüssig erschien. 
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